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A. Einleitung 

Die Abgrenzung der privaten Vermögensverwaltung vom Gewerbebetrieb ist 
ein klassisches Problem des deutschen Einkommensteuerrechts, das sich aus 
dessen in § 2 Abs. 2 EStG niedergelegtem Prinzip des Einkünftedualismus mit 
Gewinn- und Überschußeinkunftsarten sowie der daraus resultierenden unter-
schiedlichen Behandlung der Veräußerungsgewinne des Betriebs- und Privat-
vermögens ergibt. 

I. Das Ziel der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich vor diesem Hintergrund im wesentlichen 
mit dem ökonomisch bedeutsamen Spezialgebiet der Abgrenzung zwischen 
privater Grundstücksverwaltung und gewerblichem Grundstückshandel. Hierzu 
erging die erste höchstrichterliche Entscheidung vor über 100 Jahren, am 25. 
Oktober 1894 durch das Preußische Oberste Verwaltungsgericht l . Seitdem 
folgten weit über 130 richterliche Urteile und Beschlüsse, zuletzt im regelmäßi-
gen Abstand von nur eineinhalb Monaten durch den Bundesfinanzhof, ergänzt 
durch umfangreiche wissenschaftliche Abhandlungen, Kommentierungen und 
Aufsätze. Insgesamt kann man sagen, daß diese Abgrenzungsproblematik eine 
solche Eigendynamik entwickelt hat, daß sie inzwischen als eigenes Fachgebiet 
angesehen werden kann2• 

Diese Entwicklung beruht zum einen darauf, daß es eine kaum eingrenzbare 
Vielzahl von Möglichkeiten des Immobilienverkaufs gibt (unbebaute Grund-
stücke, Parzellen, Bauland, Fabrikgelände, eigenbebaute Ein-, Zwei- und 
Mehrfamilienhäuser, Geschäftshäuser und Supennärkte sowie schon bebaut 
erworbene Mietwohngebäude, in Eigentumswohnungen umgewandelte frühere 
Mietwohngebäude usw.). Zum anderen ergeben sich aus Gestaltungen der Steu-
erpflichtigen und deren Berater zur Nutzung von steuerlichen Vorteilen und 
Freiräumen immer neue Variationen (Verkauf von Immobilien über Personen-

PrOVG (Urt. v. 25.10.1894 - VI G 59/93), OVGSt 3,285 ff. 
So der "Stoßseufzer" (StrecklSchwedhelm, DStR 1988, 527 (527» in HFR 1988, 105 (105): "Die 

Rechtsprechung zur Frage der gewerblichen Natur von Immobiliengeschäften hat infolge der zahlreichen 
Nuancen einen kaum mehr zu überblickenden Umfang angenommen". Diese Äußerung erfolgte sogar 
noch vor dem Aufkommen der jüngsten Problematik der immobilienveriußemden Personen gemein-
schaften. Auch Knobbe-Keuk. FS Schmidt, 741 (745), hält die Kasuistik rur ,,kaum überschaubar". 



2 A. Einleitung 

gesellschaften und vergleichbare Gemeinschaften, Einschaltung von Zwi-
schenerwerbern, Bauherrenmodelle usw.). Schließlich beruht die mangelnde 
Übersichtlichkeit aber nicht zuletzt darauf, daß sich zwischenzeitlich runf 
verschiedene BFH-Senate im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit nach 
dem Geschäftsverteilungsplan mit der Abgrenzungsproblematik befassen3• 

Dabei hat jeder Senat im Laufe der Zeit seine eigene "Lösungstechnik" ent-
wickelt und durch die fast schon zwangsläufige Häufigkeit seiner Entschei-
dungen zu einer jeweils eigenständigen Rechtsprechung ausgebaut4 , 

Dennoch verhält es sich so, daß sich unbeachtet von Differenzierungen im 
Einzelfall in Rechtsprechung, Finanzverwaltung und Literatur die Faustfonnel 
"Mehr als drei Objektverkäufe in fiinf Jahren nach Anschaffung = Gewerbe-
betrieb" zunehmend durchsetzts. Dieser Verfestigung der Rechtslage vorzu-
beugen ist eine der Aufgaben der vorliegenden Untersuchung. Zum einen 
widerspricht eine solche Entwicklung der weiterhin dringend erforderlichen 
Flexibilität in der Beurteilung der 'Vielfältigen komplexen Sachver-
haltsausprägungen6, Zum anderen bleibt z.B. offen, was unter dem Objektbe-
griff zu verstehen ist, wie bei einem längeren Besitzzeitraum zu verfahren ist 
und welche Bedeutung den früher als maßgeblich angesehenen zusätzlichen 
Verwertungsmaßnahmen vor dem Verkauf zukommt. 

Es ist zwar unstreitig, daß der Verkauf von vier Wohnobjekten, die ein 
Steuerpflichtiger zuvor auf eigene Kosten errichtete und nicht mehr als fiinf 
Jahre durch Vennietung nutzte, in einem Zeitraum von runf Jahren einen 
gewerblichen Grundstückshandel darstellt. Ebenso war bis vor kurzem7 weit-
gehend unstreitig, daß der Verkauf dreier solcher Objekte als private Grund-
stücksverwaltung steuerfrei bleibt8• Doch nach der genannten Faustfonnel 
wird schon der Erwerb eines Mietwohnhauses, dessen anschließende Auftei-
lung in vier Eigentumswohnungen und deren Verkauf als gewerblicher 
Grundstückshandel angesehen. Dieses Ergebnis stößt vielfach auf Unverständ-
nis, da die unterschiedliche steuerliche Qualifikation solcher Tätigkeiten (Bau 
und Verkauf von drei Wohneigenheimen als private Vennögensverwaltung, 

Siehe schon die diesbezQgliche Kritik von Hartz, OB 1972,512 (513). 
4 So hat z.B. der 1. Senat - unterstOtzt vom IV. Senat - eine Zeitlang das Kriterium der ,,zusätzlichen 
Verwertungsmaßnahmen" als maßgeblich in den Vordergrund gestellt (siehe Seite 99 ff.), hält der III. 
Senat das Kriterium der "Vcrkaufsabsicht" filr ausschlaggebend (siehe Seite 125 ff.) und entwickelte 
der VIII. Senat den Lösungsansatz der "Drei-Objekt-Grenze" (siehe Seite 143 ff.). 
S Siehe hierzu insbesondere das BMF-Schreiben vom 20.12.1990, BStBl I 1990,884 (887 Tz. 17-
26m.w.N.). 
6 So auch Weber, Gewerbebetrieb, 186. 

Nunmehr hat auch der X. Senat des BFH (Besehl. v. 29.10.1997 X Z 183/96), ZfJR 1998, 162ff., 
einen Vorlagebeschluß zum Großen Senat vorgelegt, da er auch diese Fallgruppe als gewerbliche 
Tätigkeit ansehen will. 
8 Siehe Seite 143-146. 
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Verkauf eines einzigen Mietwohnhauses nach Aufteilung als gewerblicher 
Grundstückshandel) nicht nachvollziehbar ist9• Gerade die Aufteilung eines 
Mietwohnhauses in Eigentumswohnungen kommt bei einem privaten Geld-
anleger, der sein Vermögen zur Absicherung gegen Wertverluste durch die 
Inflation in Immobilien anlegt, in jüngster Zeit häufig vor und wird durch 
entsprechende steuerliche und sonstige Förderungsmaßnahmen sogar noch 
unterstütztlO• 

Nicht zufriedenstellend geklärt ist auch noch, wie Immobilienverkäufe im 
Rahmen einer Gesamthands- oder Bruchteilsgemeinschaft zu bewerten sind. 
Hier ist die verbreitete Meinung in Rechtsprechung, Finanzverwaltung und 
Literatur, die den Immobilienverkauf einer solchen Personengemeinschaft 
jedem einzelnen Gemeinschafter als jeweils eigene Objektveräußerung zu-
rechnen willH, nicht ohne weiteres einleuchtend. Warum soll dieselbe Immo-
bilie, die beim Verkauf durch einen Steuerpflichtigen auch nur als ein Objekt 
angesehen wird, auf einmal als fünf Objekte zählen, nur weil Eigentümer eine 
Gemeinschaft von fünf Steuerpflichtigen ist? Diese "wundersame Objektver-
mehrung" ist erklärungsbedürftig. Zudem ist darzulegen, wie diese Ansicht 
mit dem neueren Verständnis der Personengemeinschaft als zumindest parti-
elles Steuerrechtssubjekt (sog. "Einheitstheorie") im Einkommensteuerrecht 
vereinbart werden kann. 

Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel der vorliegenden Arbeit, zur Ver-
meidung von inneren Widersprüchen in stringenter methodischer Ableitung 
aus der Rechtsnatur des Gewerbebetriebsbegriffs ein variables Gesamtbild der 
Abgrenzung der privaten Grundstücksverwaltung vom gewerblichen Grund-
stückshandel darzustellen. Dabei soll ein Lösungsansatz entwickelt werden, 
nach dem - von extremen Sonderfällen abgesehen - jede denkbare Fallgestal-
tung daraufhin beurteilt werden kann, ob sie dem Grundsatz der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung entsprechend der privaten oder der gewerblichen Ein-
kommenssphäre zuzurechnen ist. Die Untersuchung soll insoweit auch einen 
Beitrag zur Feststellung der Verkehrsauffassung, der für die Abgrenzung der 
privaten Grundstücksverwaltung vom gewerblichen Grundstückshandel eine 
maßgebliche Bedeutung zukommtl2, leisten. 

9 vgl. Crezelius, JbFfSt 1992/93,249 (256). 
10 So z.B. durch § 7 c EStG, § 7 Abs. 3 FördergebietsG, § 12 Abs. 1 11. WobauG und §§ 14 a, 15 
BerlinFG. 
11 Siehe Seite 220. 
12 Siehe Seite 83-86. 

2 Jung 
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